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20/1997 Derleder / Barteis . Der Vermieterwechsel bei der Wohnraummiete 989 
Reclmkauf, aufgrund dessen sich Veräußerer und Erwerber 
bei der Geltendmachung der Rechte gegen den Mieter von 
vornherein nicht mehr in die Quere kommen können. 
2. Rechtsfolgenunterschiede zum gesetzlichen 
Vertragsübergang 
Bei der rechtsgeschäftlichen Vertragsübernahme k.1l1n der 
Mieter also mit dem Übernehmer dann den Vertrag ab­
wickeln, als ob er von Anfang an mit diesem kontrahiert lüt­
te. Insofern ist der rechtsgeschäftliche Übergang sogar noch 
umfassender als bei dem gesetzlichen Vertragsübergang in der 
Konstellation des § 549 a BGB. Letzterer wird ge111. §§ 572 bis 
576 ßGß eingeschränkt, so daß wie dargelegt - etwa ein 
Kautionsrückzahlungsanspruch nach § 572 Satz 2 ßGB nicht 
ohne weiteres gegen den neuen Vermieter geltend gemacht 
werden kann und Vorausleistungen nach § 574 ßGß del1ll1eu­
en Vermieter gegenüber nicht gelten. Die rechtsgeschäftliche 
Vertragsübernahme kann diese Restriktion überwinden und 
teilweise die Rechtsstellung des Mieters (etwa bei einer Vor­
ausleistung), teilweise die des neuen Vermieters (etwa hin­
sichtlich der Kautionsrückzahlung im Sinne des § 572 Salz. 2 
BGB)% gegenüber derjenigen bei § 549 a BGB verbessern. 
Bei der rechtsgeschäftlichen Vertragsübernahme kann sich 
aber in spezifischer Weise die Frage stellen, ob mit dem Ver­
mieterwechsel die kurze Verjährungsfrist für Schadensersatz­
ansprüche des bisherigen Vermieters 1.U laufen beginnt. ßei 
der gewerblichen Miete hat dies der BCH57 in einem hll be­
jaht, wo ein Vermieter einer Lagerhalle im allseitigen Einver­
ständnis ausgeschieden und ein anderer dafür eingetreten war. 
Zur Begründung führte das Gericht an, der ausgeschiedene 
Vermieter müsse sich so behandeln lassen, als habe er die 
Mietsache im Sinne des § 558 Abs. 2 BGß zurückerhalten. Ob 
dies zu verallgemeinern ist, ist mit Rücksicht auf den in der 
Begründung enthaltenen vorsichtigen Präjudizienvergleich 
zweifelhaft. Immerhin ist bei der Ausgestaltung der Ver­
tragsübernahme insofern zu bedenken, daß eine kurze Ver­
jährung und die damit verbundene beschleunigte Verlragsab­
wicklung eher einem Vertragspartner zuzumuten sind, der bei 
der Vertragsübernahme mitgewirkt hat. Insofern ist hier ein 
~,. Ist die K.wtion nicht konkursfest angelegt worden, sondern unge­
trennt in das Vermügen des Vermieters gellossen, so ist auch nach der hier 
vertretenen Auffassung (s.o. IV 4) ein Rückzahlungsanspruch gegcn den 
neuen Vcrmieter nur unter den Voraussetzungen des § 572 S. 2 ßGß fällig, 
also insbesondere nach der Aushändigung des K.mtionsbctr.gs an den 
Nachfolgc" 
57 /tCIl NJW I 'in, 687. 
struktureller Unterschied zwischen rechtsgeschäftlichem und 
gesetzlichem Vertragsübergang zu rechtfertigen. 
3. Zur analogen Anwendung des § 549a BGB 
bei Geschäflsbesorgungsverhältnissen 
Eine rechtsgeschäftliche Vertrags übernahme könnte schließ­
lich geboten sein, wenn ein Eigentümer von vornherein die 
Vermietung an die Wohnullgsnutzer im Wege eines Geschäfts­
besorgungsvertrages an ein Verwaltungsunternehmcll über­
tragen hat und dcr Geschäftsbesorgungsvcrtrag beendet wird. 
Es handelt sich dann gerade nicht um den Fall der gewerbli­
chen Zwischellvermietung, wie ihn der Geset7.geber anläßlich 
des Zusammenbruchs vieler Bauherrenmodelle in § 549 a 
ßGB auf~cgriffen hat. Der Wohnunt,;slIlieter ist aber dann in 
gleicher Weise von einem rechtlosen Zustand bedroht, wie er 
durch die Anordnung des gesetzlichen Übcrgangs des Miet­
verhältnisses vom Z wischellvermieter auf den tLlUptvermie­
tel' vermieden werden sollte. An diese durch.1US t,;c1äufi~e 
Konstellation der Wohnungsverwaltung aufgrund von Ge­
schäftsbesorgungsvcnrägen hat der Gesetzgeber bei der eili­
gen Verabschiedung des § 549 a BGB nicht gedacht, so daß die 
planwidrige Lücke mittels dessen analoger Anwendung :w 
schlid~en ist. Es kann keinen Unterschied machen, ob der Ei­
gentümer, von dessen überwiegendem Interesse die ReclHsge­
staltung lIlittels Einschaltung eines Dritten ausgeht, sich eines 
gewerblichen Zwischenmietverlültnisses oder eines Ge­
schäftsbesorgungsverhältnisses bedient. Ohne die Analogie 
wäre der wirtschaftlich an der Fortführung des Mietverhält­
nisses mit dem Wohnungsnutl'.er interessierte Eigentümer bei 
ßeendigullg dcs Gescbäftsbesoq~ungsverhältnisses auf die 
Mitwirkung des Geschäftsbesorgers und des Mieters angewie­
sen, um eillc rechtsgeschäfdichc Vertragsübernahme z.u errei­
chen. Er könnte dann auch nicht .lUf die Geltung der §§ 572 
bis 576 BGB vertrauen. 
Zusammenfassung 
Während § 571 BGß zu einer Aufspaltung des Mietverhält­
nisses nach der Dauer der Eigentumsherrschaft des Veräul~er­
crs und des Erwerbers zwingt, er~ibt sich aus § 549 a ßGB ein 
vollsländi);er gesetzlicher Vertragsüberg.ll1g für den bll der 
Auswechslung eines Zwischenvermieters, der lediglich durch 
die entsprechende Anwendung der §§ 572 bis 576 BGß einge­
schränkt ist. Auch diese Einschränkungen lassen sich - ebenso 
wie die zeitliche Aufspaltung bei § 57 J BGB - durch eine 
rechtsgeschäftliche Vertragsübernahme übcl·winden. 
Dr. RoIf Sethe, LL. M., Tübingen 
Die Wirkung und dogmatische Einordnung von Fortsetzungs­
und Nachfolgeklauseln iIn Lichte der HGB-Reform 
Der Beitrag beschreibt die gesellschaftsvertrag lichen Klau­
seln, mit denen die Auflösung einer Personengesellschaft 
üblicherweise in Gesellschaftsverträgen geregelt wird. An­
schließend wird die Wirkungsweise der Klauseln nach der­
zeitigem Recht untersucht und der Frage nachgegangen, 
welche Konsequenzen sich aus der HGB-Reform ergeben, 
die die Vorschriften zur Auflösung der Personen handels­
gesellschaften ändert. 
1. Einleitung 
Stirbt ein persönlich haftender Gesellschafter einer Personen­
geselischaft!, hat dies die Auflösung der Gesellschaft zur rol­
ge (vg!. §727 Abs.1 BGB, §§ 177,161 Abs.2, 131 Nr.4 
I Die folgenden Ausführungcn befinocn sich auf ocm Stano Juli 1997. 
Sie gelten auch für die KGaA, oeren Auflösung sich grundsätzlich nach 
I'ersoncngescllscll.ftsrcdu ridm:1 (§ 289 Ahs. I AktG). Die Fortselzulll'S­
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HGB). Sinn dieser Regelung ist es, die Gesellschafter vor der 
Beteiligung unerwünschter Erben zu schützen, da aufgrund 
der persönlichen Haftung unter den Komplementären ein ge­
genseitiges Vertrauen vorhanden sein sollte. Wie §§ 727 Abs. I 
ßGß, 13S, 139 HGß zeigen, können die Gesellschafter jedoch 
auch anderweitige Vorsorge für den Fall des Todes eines Ge­
sellschafters treffen. Halten sie etwa die Fortseu.ung der Ge­
sellschaft für wichtiger als den vom Gesetz vorgegebenen 
Schutz im Erbfall, können sie eine entsprechende Vereinba­
rung in den Gesellschaftsvertrag aufnehmen. Sie können bei­
spielsweise vorsehen, dal5 bes~.inllnte Personen Nachfolger ei­
nes Gesellschafters werden. Uber die rechtliche Einordnung 
dieser sogenannten Nachfolgeklauseln besteht seit einiga Zeit 
eine Kontroverse. Die herrschende Meinung meint, die Klau­
sel stelle die Mitgliedschaft vererblieh. Die Gegenansicht 
meint, die Mitgliedschaft sei immer vererblieh, die Klausel 
entscheide nur darüber, ob die Gesellschaft mit dem Tod eines 
Komplementärs aufgelöst werde oder nicht. Ziel des nachfol­
genden ßeitrags ist es, diesen Streit aufzugreifen und die dog­
matische Einordnung der Nachfolgeklauseln zu untersuchen. 
Ausgeklammert bleiben sollen dagegen die erbrechtlichen 
Folgeprobleme, insbesondere die Frage, ob bei mehreren Er­
ben Gesellschaftsanteile kraft Sondererbfolge übergehen kön­
nen2• Der hier entwickelte Ansatz unterscheidet sich sowohl 
von der bislang herrschenden Meinung als auch von der im 
Vordringen befindlichen Gegenansicht. 
Die Praxis zeigt, daß von den im Gesetz zugelassenen Mög­
lichkeiten, Vorsorge für den Tod eines Komplementärs zu 
treffen, ganz überwiegend Gebrauch gemacht wird. Die Klau­
seln lassen sich in vier verschiedene Grundtypen unterteilen. 
Diese werden zunächst beschrieben (IL). Anschließend ist ih­
re dogmatische Einordnung zu untersuchen (1lI.). Die dabei 
gewonnenen Erkenntnisse behalten auch nach der geplanten 
HGß-Reform ihre Gültigkeit für die BGß-Gescllschaft, denn 
die anslchende Reform) bringt Änderungen nur in bezug auf 
die Auflösung einer Personenhandelsgesellschaft bzw. einer 
KGaA mit sich4 • Auf diese Neuerungen ist unter I V. einzuge­
hen, da sie auch Auswirkungen auf die bislang üblichen Fort­
setzungs- und Nachfolgeklauseln haben. 
II. Die einzelnen Klauseln 
1. Die Fortsetzungsklauscl 
Der Gesellschaftsvertrag kann festlegen, daß die Gesellschaft 
beim Tode eines Komplementärs zwischen den verbleibenden 
Komplementären fortgesetzt wird (Fonsetzungskl.lUscl, vg!. 
§§ 736 Abs. 1 ßGH, 138 HGß). Die Erben des verstorbe'nen 
Komplementärs erwerben die Mitgliedschaft nicht von Todes 
wegen. Diese wächst mit dem Tod des Komplementärs den 
übrigen Gesellsehaftern an (§§ 161 Abs.2, 105 Abs.2 HGß, 
738 Abs. 1 Satz 1 BGB). Dem oder den Erben steht nur der 
Anspruch auf Abfindung zu, der Zum Nachlaß gehört. Sofern 
klausel kann bei ihr allerdings noch weitere als die in diesem Beitrag be­
schriebenen Rechtsfolgen auslösen. Hierauf wird an dieser Stelle nicht ein­
GeganGen, vg!. statt dessen Sethe, Die person••listische Kapitalbescllschaft 
mit BörsenzuGanb, 1996, S. 134 H. 
2 Aus);eklammer! bleiht auch der Wegr.lll des le!7.tcn Komplementär•. 
-' IlallJclsrcdHsrc!ormlJ (llHcllJ), JJulIJcsministcriulll .leI' Ju.\tiz 
Rcfcrcntenentwurf Handc1sreehtsrcforl11 vom 18.7. 1996, 1lI A 4/3822/1 
in Auszü);cn abgedr. in Z[P 1996, 1401 H. (Kaufl11annsbcgriH), 1445 H. 
(Firmenreclu), 1485 H. (Recht der Pcrsonengesellschaften); Regierunt;sent­
wurf BR-Drs. 940/97, in Auszügen ab~edr. in ZIP 1997, '142 ff., 997 H. Zu 
den gepl.1I1tcn Neuerungen K. Schmidt OB 1994, SI5ff.; deTS. ZHR 161 
(1997),2 (11 f.); den., Gescllschaftsrecht, 3. Aufl. 1997, S. 132'J, 1333, 1444; 
das. ZII' 1997,909 fL; Krebs OB 1996, 2013 H.; ficmster ZHR 16\ (1997), 
13 (44H.); Kör,cI BB 1997, 793ff.; WebcrlJamb ZRP 1'}97, 152ff.; I.dm­
prcchl ZIP 1')97, 91')(f. 
• Art. 3 Nm. 29-32, 36 HRefG. Das BReiG 50llnOl:h in JiesemJahr 
verabschieJet werden. 
der Gesellschaftsvertrag keine Regelung enthält, berecllllet 
sich die Abfindung nach den Grundsätzen, die für die Berech­
nung des Auseinandersetl'.ungsguthabells n.lch der Liquida­
tion der Gesellschaft gellen würden. 
2. Die Nachfolgeklauscl 
,1) Die einfache Nachfolgcklausel 
Der Gesellschaftsvertrag kann festlegen, daß die Gesellschaft 
nach dem Tode eines KOlllplelllellt:irs mit dem oder d~'n je­
weiligen Erbcn des Gesellschafters fortgesetzt wird5. 
b) Die qualifizierte Nachfolgeklausel 
Um eine qualifizierte Nachfolgeklauscl handelt es sich, wenn 
der Gesellschaftsvertrag - stalt der Fortsetzung mit allen Erben 
eine Fortsetzung mit nur einem oder mehrercn von ihnen 
vorsicht. Sofern der ßenanlltc sp:üer Erbe wird, erwirbt er die 
Mitgliedsch.lh in der Gesellschaft kraft Erbrechts. Sind mehre­
re Erben vorhallden, fällt die MitglieJ~chafinicht in dcn Nach­
bß, sondern gehl nach ganz. herrschender Meinung kraft Son­
dererbfolge auf die einzelnen Erben über, die die Mitglied­
schaft im Umfang ihrer Erbquote erwerben6. Die Funktion 
derartigcr Kbuscln ist untcrschiedlich. Sie können VOll den Ge­
sellschaftern deshalb vereinbart worden sein, um aus dem Kreis 
der Erben jeweils die geeignetste Per~on ab Gesellschafter auf­
zunehmen oder bestimmte Erben gesondert zu versorgen und 
abzusichern. Auch kann es Ziel gewesen sein, eille Vcrvielfälti­
gungder Anteile an der Gesellschaft zu verhindern. 
3. Die kombinierte Nachfolge- und Umwandlungsklauscl 
Sicht der Gesellschaftsvertrag vor, dag der Erbe eincs Gesell­
schafters nach dessen Tod Mitglied werdcn kann, steht dem 
ErbellnJ..ch § 139 !-1GB ein Wahlrecht zu. Er kann die Stellung 
cines Komplementärs übernehmen oder die übrigen Gesell­
scllafter ersuchen, ihm die Stellung eines Kommanditisten ein­
zuräumen. Einen Anspruch auf die Stellung eines Koml1lJndi­
tisten hat er nicht? Die Einriiulllung der Stellullb eincs Kom­
manditistcn und damit die Umwandlung in eine KG bedarf 
der Zustimmung der übrigen Gescllsch,tfter. Der Erbe ist also 
nicht dagegen geschützt, da(~ die Mitgesellschaflcr sich gegen 
die Umwandlung in eine KG aussprechen. Außerdem sind 
auch die Mitgesellschafter nicht dagq;en geschüu,t, da!~ einer 
von ihnen ein Veto einlegt. Wollen die Gesellschafter also in 
jedem Fall sicherstellen, daß die Gesellschaft nach dem Tode 
eines Gesellschafters als KG weitergeführt wird, müssen sie 
einc kombiniertc Nachfolge- und U mwandlungskl.\usel in 
den Gesellschaftsvertrag .wfnehmen. Diese bewirkt, d.1ß die 
Gesellschaft mit dem ErbeIl als Kommanditisten fongesetzt 
wird 8• Sie kann als "Umwandlungsautomatik" ausgestaltet 
sein, so d:lg dcr Erbe mit dem Erbfall automatisch Komman­
ditist wird; sie kann aber auch dcm ErbeIl das einseitige Recht 
einräumen. die Stcllul1b ei lies Kommandi[isten zu verl.lII{;el1 
(Option). Ocr Übersichtlichkeit halber wird nachfolbcnd nur 
auf die automatische Nachfolge- und Umwandlungsklausel 
emgegangcl1. 
\ St'lIIdill)!.crl M.""IZI.·c. l\GH, (1994), § 1')22 Rdn. 172 hC7.eidlllct sie 
t,dlenJcr .1., "ollellc hJllsclmllf,skldusd". Ocr ful!;cllJc Ikitl.!g h.ll JCI' 
Ubersichtlichkeit halber an der überkommenen Terminologie fest. 
• Näheres bei K. Sc"midl, Ge,ellschaftsr<"cht (I'n. 3), S. 1333 ff.; dcrs., 
in: Srblegc/bcrgcr, 11GB, 5. Aufl., l'}n, § 13,} Rdn.20; Ulme,. ZIIR 1(,1 
(1,}97), 102 (129f.); Mdrolzkc Ac!' 184 (1934) 541, 547; .Im. Ad' IX7 
(1987), 223 ff. jeweils 1\1. w. N. zu den insoweit vertretenen Amichtm; ab­
weichend etwa Flumc. Die I'cr\ollellgescllschaft, 1,}77, § 18!l; den., FS 
Schiliint;, 1973, S. 23ff., der die Nachfolbcklausd als Vertrat; zu!;um!cn 
Driuer einordnet. 
7 Scblcl;clbcrgcrl K. Sdmlldl (I'n. 6), § 139 Rdn. 57. 
8 Zu Em7.clhcilen vbl. Sd)lcgclbcrgerIK. Scbmidt (Fn. (,), § 13') RJn. 
134 ff. nl. W. N. 
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4. Die Eintrittsklausel 
Die Gesellschafter können vereinbaren, daß der oder die Er­
ben nicht automatisch mit dem Erbfall Mitglied der Gesell­
schaft werden, sondern daß sie oder Dritte zu einem bestimm­
ten Zeitpunkt das Recht haben sollen, in die Gesellschaft ein­
zutreten. Es handelt sich dabei um eine Gescllschaftsver­
tragsänderung und damit um ein Rechtsgeschäft unter Leben­
den. Die Eintrittsklausel wird bei der nachfolgenden Untersu­
chung des Verhältnisses von Erbrecht und Gesellschaftsrecht 
nur als Vergleichsmaßstab eine Rolle spielen, hat aber im übri­
gen für die hier untersuchte Frage keine unmittelbare ßedeu­
tung. 
IU. Das Verhältnis von Gesellschafts- und 
Erbrecht 
1. Der Streitstand in bezug auf die NachfolgekJausel 
Die Rechtsprechung und die noch herrschende Meinung9 be­
schreiben die Wirkung der Nachfolgeklauscl dahingehend, 
daH sie die Mitgliedschaft "vererblieh :.telle". Die Gegenan­
sicht h;llt diese Formulierung für ungenau 1C, wenn nicht gar 
für das Produkt eines Denkfehlers ll , dJ. das Erbrecht selbst­
verständlich auch auf die Mitgliedschaft Anwendung finde. 
2. Die Trennung von Gesellschafts- und Erbrecht 
in § 131 Nr.4 HGB 
Die Nachfolgeklauscl stellt eine den gesetzlichen Regelfall ab­
bedingende Vereinbarung dar. Ihre Wirkung und damit auch 
ihre dogm.1tische Einordnung muß sich ;lIn gesetzlichen Re­
[;elfall messen lasseIl, der in § 131 NI'. 4 HGB niedergelegt ist. 
Die Norm verdeutlicht zweierlei. (I) Mit dem Tod des Kom­
plementärs wird die Gesellschaft aufgelöst. (2) Die Mitglied­
schaft ist vererblieh. Letzteres ergibt sich daraus, daß der vom 
Gesetzgeber mit § 131 Nr.4 HGB bezweckte Schutz nur 
dann erforderlich ist, wenn die Mitgliedschaft schon im ge­
setzlichen Regelfall vererblieh ist. W:ire der Gesetzgeber nicht 
von diesem Grundsatz ausgegangen, hätte er die §§ 736 Abs. 1 
ßGB, 138 HGB zum Regelfall erheben müssen l2 • Als Zwi­
schenergebnis läßt sich damit festhalten, daf~ das Gesetz selbst 
von der Vererblichkeit der Mitgliedschaft ausgeht. Nur die 
Frage, wie sieh die Nachfolge in der Mitgliedschaft im einzel­
nen vollzieht, bestimmt sich nach dem Erbrecht. 
Konkret bedeutet dies, daB der Tod des Gesellschafters 
gem. §§ 727 Abs. I BGß, 131 Nr.4 HGB die Auflösung der 
Gesellschaft herbeiführt und nach § 1922 BGB der Erbe voll­
wertiges Mitglied der Gesellschaft in Liquidation wird. Er 
erbt nicht nur die Vermögensrechte, wie die ältere Rechtspre­
chung ll1eime
'
J, sondern die volle Mitgliedschaft mit allen 
Verwaltungs- und Vermögensrechten, die auch dem Erblasser 
zustanden. Sind mehrere Erben vorhanden, fällt ihnen als Er­
., Vgl. etwa BCHZ 22. 186, 191; 68, 225, 229 = JZ 1977,685,686 m. 
Anm. Widernd"n; BCH NJW 1983, 2376f.; Sicbert, Gesellschaftsvertrag 
und Erbrecht bei der Offenen Handclsgesellsch.lft, 1954, S. 19 L; H ddding 
in: Soergc/, BGB, 11. Auf!. 1985, § 727 Rdn. 16; Baul1lbachl Ho!'t, IcIGI.l, 
29. Aufl. 1')')(" § IJ 1 Rdll. 16, § 139 Rdn. 2,10; Kick. Die lüftung des I:r­
ben eincs I'ersoncnhandcls),;cscllschaftcrs, 1997, S.56; Rittben Acl' 168 
(I%R) 2(,.\ 2(,5f.; Ulmrr 111: Grol;komlll. 11GB, 3. Auf!. 1')73. § D') 
Anlll. 8; ders. in: Münchcllcr KOIllIll. I.lGß, 2. Aul!. 19H6, § 727 Rdn. 21; 
Wcstermal/I/. Handbuch Personcngescllschaft ~ Rdn. 471 (Ug. Okt. 1967); 
ders. JuS 1979, 761 und 766; Wicdcmal/n, Die Ubertr.1gung und Vcrerbung 
von Mill;liedschaftsrcchtcn bei Handelsgesellschaften. 1965. S. 1(,2. 
10 SdJ/cg{·/berw:r/K. Sdnllidt (I'n. 6), § 139 Rdn. 16. 
II Marotzkc AcP 184 (1984), 541, S45; Stdudmgcr/Marotzke (Fn. 5), 
§ 1 '!22 Rdn. 171 m. w. N. (.evident unrichtig"). 
12 Die frühere gq;enteilige Ansicht leitete die Unvcrcrblichkeit der Mit­
gliedschaft aus § 719 Abs. 111GB ab und vernachlässigte damit Jic §§ 727 
Abs.1 ßGI.l, 131 Nr.4 HGß,dal.u ausführlich Ulmer(Fn. 9) § 131 HGß 
AIIIll.92. 
1.1 RCZ J0(.,63.65; OCHZ J, 203, 20H f. 
bengemeinschaft die Mitgliedschaft in der aufgelösten Gesell­
schaft zur gesamten Hand zu. Diese Auslegung des § 131 
Nr.4 HGB dürfte heute unstreitig sein 14 und wird selbst von 
denjenigen l5 geteilt, die die Nachfolgeklausel als "Vererblich­
stellung der Mitgliedsch'lft betrachten". Auch in bezug auf 
§ 727 BGB findet dieses Ergebnis Ullgeteilte Zustimlllunglr" 
Die Mitgliedschaft ist im gesetdichen Regelfall .1150 ohne wei­
teres vererblieh. 
3. Wirkungsweise der Nachfolge- und 
der Fortsetzungsklausel 
Vergleicht man den gesetzlichen RegclfaU mit der Nachfolge­
klausel, zeigt sich, dag ihr eine weitere Funktion zukomnll. 
Die Klausel verhindert gerade nicht nur die Auflösung der 
Gesellschaft, sondern bestimmt zugleich den Kreis derjenigen, 
die kraft Erbrechts das Recht haben sollen, Mitglied der Ge­
sellschaft zu werden. In ihrer Wirkung geht sie damit über ei­
ne bloge Fortsetzung der Gesellschaft hinaus. DeHn zusätz­
lich öffnet sie die Gesellschaft den geseuJiehen oder testamen­
tJ.I·isch eingesetzten Erben (einfache Nachfolgeklauscl), bzw. 
läl1t bestimmte Personen als Gesellschafter zu, wenn sie als 
Erben eines Gesellschafters eingesetzt sind (qualifizierte 
Nachfolgeklausc!). Die MitgliedschJ.ft selbst geht dJ.nn kraft 
Erbrechts auf den oder die Erben über l7• 
Auch die Fortsetzungsklauscl bewirkt auf gesellschafts­
rechtlicher Ebene l',weierlei, nämlich die Fortsetzung der Ge­
sellschaft und den "Ausschluß" des verstorbenen Gesellschaf­
ters (§§ 736 Abs. I BGß, 138 HGß). Sein Vermögensameil 
wandelt sich in einen Abfindungsanspruch um, der dann dem 
Erbrecht u11lcrliegt. 
4. Kritik an der bi5herigen dogmatischen Einordnung 
Daraus folgt, daß die Formulierung der herrschenden Mei­
nung, die einfache und qualifizierte Nachfolgeklauscl stellten 
die Mitgliedschaft vererblieh, ll1il~verst;indlich ist. Auch die 
von Marotzkc begründete Gegellallsicht formulien ungenau, 
indem :;ie die N.lChfolgeklausel dahingehend beschreibt, diese 
verhindere (nur) die Umwandlung der werbenden Gesell­
schah in eine LilluidJ.tionsgescllsch,\ft'H. Marutzkc trennt nur 
zwei Stufen, die er als das "Ob" und das "Wie" des Überg,Ulgs 
der Mitgliedschaft auf den oder die Erben bezeichnet. 
Meiner Ansichlnach müssen vielmehr drei Stufen auseinan­
dergehalten werden. Zutreffender Ausgangspunkt ist die Un­
terscheid ung MilrOlZkc5, der erbrechtliehe und gescllschafts­
rechtliche Ebene trennt. Innerhalb der im HGB geregelten ge­
seIlschaftsrechtlichen Ebene sind jedoch zwei weitere Berei­
che angesprocllell, nämlich welche Auswirkungen der Tod ei­
nes Komplclllel1t;lrS .mf die Gesellschaft und welche Auswir­
kungen der Tod auf den Gesellschaftsanteil des verstorbenen 
Gesellschafters hat. 
Daß diese Stufen existieren, macht ein Veq:;leich der einfa­
chen mit der qualifizierten Nachfolgeklausel deutlich. Die 
einfache und die qualifizierte Nachfolgeklauscl sind in ihrer 
Wirkung auf Stufe 1 identisch: die Gesellschaft wird nicht auf­
l4 V);I. <'lW .• IIGIlZ I, .124. J27; 1i(;1l NJW 1')112. 170. 171; IIGI/Z ')11, 
4i!, 5n; ULG Frank/im NJW-RR l'ill!!, 225 (zur <JbK); A. J//(",k, !Jas 
Rechl der OHC, 4. Aufl. 1971, § 23 11 4 = S. 345; Langc-KudJlnkc, Erb­
recht, J. Auf!. 1')89, § 5 VI2 S. 100 f.; Schlcgclbcrgcr/K. SclJmidt (I:'n. 6), 
§ 13') Rdn. 12. 
I> JJ.,ddillg (I'Il. 9). § 727 Rdll. 4; JlO/lt (1'1l. 'I). § 13 1 Ihill. 11> H.; V/ma 
(I'n. 9), § 13111Gß Anm. 921f.;Jen. (1'11. 9)§ 727I.lGß Rdll. ')f. 
16 V~I. die Nachweise in Fn. IS. 
17 BGHZ 22. 186, IlJI; 68, 229 JZ 1977.68:',686 m. Anlll. Wicde­
mann; 8CHl '.18, 48, SO; Scblcgclbcrgcr/K. Scbmidt (1'11.6), § 139 Rdn. 
16ff.; MarOlzkc Ac!' 184 (1984) 541 H.; s.a. 1'11. 6. 
18 Marotzkc Ac!' 184 (1984) 541, 547; ähnlich dudl Jeb/cgclbcrgcrl 
K. SdJlniJt (1'11. (,). § lJ9 Kdl1. 16. 
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gelöst. Sie unterscheiden sich erst auf Stufe 2 bei der Frage, 
welche Auswirkungen der Tod des Komplementärs auf die 
Mitgliedschaft hat. Die einfache Klausel "öffnet" dem oder 
den jeweiligen Erben die Mitgliedschaft. Demgegenüber "öff­
net" die qualifizierte Klausel nur bestimmten Personen die 
Mitgliedschaft. Stufe 3 schließlich ist der eigentliche Erwerb 
kraft Erbrechts. 
Maratzke trennt diese Stufen nicht; vielmehr legt er seiner 
Argumentation folgende Perspektive zugrunde: Der Gesell­
schaftsanteil als solcher ist immer vererblieh, entweder als An­
teil an der Liquidationsgesellschaft oder als Anteil an der wer­
benden Gesellschaft. Wem diese Mitgliedschaft nach dem Tod 
des Komplementärs zusteht, bestimmt allein d,ls Erbrecht. Er 
betrachtet damit nur Stufe 1 und Stufe 3. Dies beruht darauf, 
dag Marotzke die Nachfolgeklausel an dem Maßstab des § 131 
Nr.4 HGB migt!·). Diese Norm wirkt sich gerade nur auf Stu­
fe I und 3 aus. Hieraus kann man jedoch nicht ableiten, dilß 
deshalb auch die Nachfolgeklauscl nur Wirkungen auf diese 
beiden Stufen entfalte. Dies würde den Unterschied zwischen 
den beiden Arten der Nachfolgeklauscln genauso verwischen 
wie die Wirkung der Fortsetzungsklauscl übersehen. Letztere 
bewirkt, daß auf Stufe 1 die Auflösung der Gesellschaft ver­
hindert wird. Sie beendet auf Stufe 2 die Mitgliedschaft des 
Erblassers und wandelt sie in einen Abfindungsanspruch U111. 
Dieser ist dann Gegenstand des erbrechtlichen Übergangs auf 
Stufe 3 20• 
Die herrschende Meinung legt bei der Betrachtung der 
Nachfolgeklausel ein zweistufiges Vorverständnis zugrunde21 . 
Sie betrachtet die Klausel allein aus der Warte des Erbrechts 
und fragt deshalb nur danach, in welcher Form die Mitglied­
schaft "vererblich gestellt", d. h. dem Erbrecht zur Verfügung 
gestellt wird. Die Fortsetzungsklauscl stellt - um im Bild zu 
bleiben - die Mitgliedschaft "nicht vererblieh", während die 
Naehfolgeklauseln dies tun. Diese Ansicht betrachtet also nur 
Stufe 2 und 3. 
Die hier vertretene Trennung in drei Stufen bietet dell Vor­
teil, daß sie das Verständnis der Zusammenhänge erleichtert 
und die unterschiedliche Wirkung von Fortsetzungsklausel 
sowie einfacher und qualifizierter Nachfolgeklausel auf der 
Basis eilles einheitlichen Modells erklären kann. 
5. R.echtsfolgen 
Daß sich die bisherige Kontroverse auflösen und durch ein 
einheitliches Modell ersetzen läßt, wird durch einen Blick auf 
die Rechtsfolgen bestätigt. Die Formulierung "vererblich stel­
len"22 suggeriert, daß ohne Nachfolgeklauscl die Mitglied­
schaft in einer Personengesellschaft nicht vererblieh sei, und 
verdeckt damit die Tatsache, daß sich keine praktischen Un­
terschiede aus den beiden Ansichten über die Einordnung der 
Nachfolgeklauseln ergeben. Denn der BGH unJ die herr­
schende Meinung haben bislang nur zu Fällen mit Nachfolge­
klausei, nicht aber zum gesetzlichen Regelf.lll der §§ 727 
!') Marotzkc AcP 184 (1984) 541, 547. 
20 AnJers Jie Perspektive von Slaudingcrl Marolzkc (1'11.5), § 1922 
Rdl1. 172, Jer meim, § 138 HGB steuere die Beteiligung am Erbrecht vor­
bei. Dit·, ist zUlrcHclld. w,'nll 11);111 nur ,Iie Mit\~li",bl'h.'ft in ,leI' Gc,cll~ 
,clldlt belr.lChtet. lIaidn man Jie vermogemrec Itlichcll l'olgel1 der l'on­
sel7.ullg,klauscl ein, ergeben sieh wieder drei Stufen (im Ergebnis auch 
Marotzkc 3aO, § 1922 Rdn. 57). 
21 Vgl. etwa \Vicdcmal/Il (Fn. 9), S. 162. Neuerc Vertreter Jieser Ansicht 
betrachten durchaus alle drei Stufen, benutzen aber Jennoch die Formu­
lierun" von der »Vererblichstellung" (vgl. ctWd. Kick [I'n. 9],S. 56), die sug­
geriert, <lall die Mitgliedschaft in einer Pcrsollcngesellschaft nicht vererh­
lieh sei. Insoweit h.lt sich die herrschende Meinung also mittlerweile auf­
ge'p..ltell. 
!~ Die Illifiver't;indlichc Forl1luliel'llllg dürfte darauf zurückwführell 
sein, dilH die frühere RedasprccllUllg gem. § IJI Nr.4 I-1GB nur die Ver­
mögensrcchtc für vererblieh hielt, V!;l. Fn. 13. 
Ab:;. I BGB, 131 Nr.4 HGB die Ansicht vertreten, man müs­
se die Mitgliedschaft "vererblich stellen"lJ. Sie halten die Mit­
gliedschaft (in der Liquidationsgesellschaft) entgegen der Por­
ll1ulierung "vererblieh stellen" auch im gesetzlichen Regelfall 
für vererblid124 • Herrschende Meinung unJ Gegcnallsicht 
kommen damit entgegen dem oft anders dargestellten Mei­
llungsstand15 zu den gleichen Ergebnissen. 
6. Übersicht zum Drei-Stufen-Modell 
Der Veranschaulichung des hier vertretenen "Drei-Stufen­
Modells" dient das gegenüber abgedruckte Schaubild, das als 
Beispiel den Fall des Todes eines Gesclhchafters aufzeigt. Da 
Ziel der Untersuchung allcin Jie \-leraus,lI'beitung der unter­
schiedlichen Wirkung der Klauseln war, wird der besseren 
Übersicht halber nur von einem Erben ausge!;angen, auch 
werden die bestehenden Kontroversen, ob und wie sich der 
Übergang n;\ch Erbrecht (Stufe 3) gen.lU vollzieht, ausgeblen­
det. 
IV. Die HGB-Reform 
1. Geplante Ändcrungcn 
Wie eingangs ges.:hildert nutzt die Praxis die vom HGß zuge­
lassenen Möglichkeiten, um die Auflösung der Gesclls.:haft zu 
vermeiden und statt dessen ein Ausscheiden des Gesellschaf­
ters zu erreichen, in dessen Person ein Auflösungsgrund ver­
wirklicht wurde. Das Bedürfnis nach Personenkontinuität 
trill klar hinter der Unternehmenskontinuität zurück26. Des­
halb wurde mehrfach gefordert, die gesetzliche Regelung den 
Bedürfnissen der Praxis anzupassen17• Da(~ der Gesetz~cber 
diesen Forderungen mit der ,lnstehenden HGß- Reform Re.:h­
nunMträgt, ist zu begrülkn2K• 
Die Rq;c1ung des § 131 11GB wird zweigeteilt. Alle Auf­
lösungsgründe, die in der Person eines Gesellschafters be­
gründet sind (Tod, Konkurs eines Gesellschafters, Kündi­
gung durch Gesells.:hafter oder Privatgläubiger, Gesellschaf­
terbeschluß), werden separ.H in einem neuen Absatz 2 zu­
salllmengdaih. Für sie gill, dag die Gesellschaft fortbesteht 
und nur der Gesells.:hafter, der einen der genannten Gründe 
in seiner Person verwirklicht, ausscheidet. In Abs,Hz 1 der 
Vorschrift werden die übrigen AuflösullMsgründe geregelt 
(Zeitablauf, Auflösungsbeschluß, Gesellschaftskonkurs und 
geri.:htliche Entscheidung). Ihr Eintritt löst die Gesellschaft 
auf. 
23 S. o. Texl bei und NachweISc in I'n. 14 und 15. 
HAls eilll.il-\cr UmerschieJ ,.wischen dem gesetzlichen Rq~clf,lll unJ 
Jer einfachen Nadllolgeklauscl verhleibt Jamit die Tatsache. Ja!; bei der 
Nachfolgcklauscl Jie MitglieJschaft in einer werbclldell Gesdlscl1.lft über­
geht, wällrend im gcsetzlichen Regelfall die Mitglied,chaft in eincr ,ut/'gr:­
lös/c/J Gesellschaft vererbt wird. Dcr Eilllriu in ,b, Auflösung"tatfiull1 
änJert jedo<:!1 nichts an der Qu.llitiü der Mill-\licdsch.1ft, sondern führt nur 
duu, dal; Jer Gcsdlsch.lltsLwe,k vom Liquidit:il.,zweck übcrl.tgcrt (so Jie 
neue re Ansieht) bzw. vcrdr;ingt (so die bisl.U11-\ h. M.) wir<l, vl-\l. ltl7.U um­
Llssclld '1: /tfcycr, Liqui,!awrellkol1ll'ctcnzcn uml GescilschJltelkompe­
tcn7.en in der .lUfgdösten GmhH, 1996, S. 24 fr. 111. w.N. zu heiden An­
sichten. Dieser verbleibenJe UnterschieJ sollte J;lher ebenfalls nicht Jen 
Blick auf Jic dogmatische Einordnung der Nilchfolgeklauseln verstellen, 
wmal die Gesellschafter einen Fortsetzungsbeschluß fassen und so die 
i\ufli"un!; riickl;;illl;il' 111.I,hm kiiI111"Il. 
lS Vgl. etwa K. SclmuJI, Gc~cll~chahsredll (Fn. J), S. IJ3J (Text w 
I'n. 100); wtrcffend dJ~egcll StallJingcr/ Marotzkc (!'n.5), § 1922 
RJn.173. 
2& RcfE ZIP 19%, 148S (1486). 
17 Vgl. die Zitate im RefE ZIP 199<., 1487 sowie Serbc (l'n. 1), S. 540; 
Sctbe/SchmiJt-Dicmitz RIW 1994, 642 (643). Wie veraltet Jas Jeutsche 
Recht insoweit W.lr, 7.eigt ~ich auch Jaran, J"I; die St.I,Hell O,tClIWI'.15, 5(l­
weit sie d.!, deutsche Pcrsollengcscllsdlaftsrcclll übernahmen. Jie Rege­
lunt;ell wr Auflösullb der Gesellschaft gleich Illoderni,icrtcn, vb!. 
SClbclSdmudt-lhcmitz RIW «)')4,642 «,43, 646). 
18 Soweit ersidlllich ,1. A. nur Weber/Jdcob ZR!' /997, /52 (I :'6); lui­
tisch .lUch L,ml'rccbt ZII' 1997,919 H. 
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Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 
(gesellschaftsrechtliche Ebene) (gesellschaftsrechtliche Ebene) (erb rechtliche Ebene) 
Wirkung auf die Gesellschaft 	 Wirkung auf die Gesellschafts- eigentlicher Übeq;ang 
anteile aller Gesellschafter 
ohne Klausel gesetzlicher RegelfalJ: unverändert Mitgliedschaft geht 
Auflösung kraft Erbrechts über 
I;ortsetzungs­ keine Auflösung Ausschlug aus der Gescll- Abfindungsanspruch 
klausel schaft, Anwachsung bei übri­ geht kraft Erbrechts 
gen Gesellschaftern + Abfin­ über 
dungsanspruch 
einfache Nach- keine Auflösung Mitgliedschaft unverändert; Mitgliedschaft geht 
folgeklauscl Öffnung für Erben kraft Erbrechts über 
qualifizierte keine Auflösung Mitgliedschaft verändert; Mitgliedschaft geht' 
Nachfolge- Öffnung für bestimmte Erben, kraft Erbrechts über 
klausel soweit Gesellschaftsvertrag 
und Erbquote übereinstimmen 
kombinierte keine Auflösung Mitgliedschaft(en) verändert Mitgliedschaft geht 
Nachfolge- und Umwandlung in KG und Öffnung für bestimmte kraft Erbrechts über 
Umwandlungs- Erben, soweit Gescllschaftsver­
klausel trag und Erbquote überein­
stimmen 
Eintrittsklauscl keine Auswirkungen Öffnung für bestimmte Mitgliedschaft wird 
Personen; Abwachsung bei kraft Rechtsgeschäfts 
übrigen Gesellschaftern erworben 
2. Auswirkungen 
.1) Die Fortsetzungsklausel 
Für das hier beIlandeIte Thema bedeutet die Neuregelung, 
daß bei den Personenhandelsgesellschaften und der KGaA 
Fortsetzungsklauseln künftig entbehrlich sind, da die Fortset­
zung bereits kraft Gesetzes in § 131 Abs.2 HGB n. F. ange­
ordnet wird. Konsequenterweise streicht der Gesetl'>geber die 
§§ 136-138 HGB. 
Foftsetzungsklauscln in bereits vorhandenen Gesellschafts­
verträgen werden ihre Bedeutung verlieren, da das HRcfG 
auch für vorhandene Gesellschaftsverträge gelten soll. Die 
Übergangsregelung des künftigen Art. 41 EGHGB sieht für 
bestehende Gesellschaftsverträge vor, daß das derzeitige 
Recht nur dann weitergilt, wenn ein Gesellschafter ..dies inner­
halb einer noch vom Gesetzgeber festzulegenden Ubergangs­
frist schriftlich verlangt und die übrigen Gesellschafter nicht 
widersprechen. Bedeutung wird die Übergangsregelung in der 
Praxis nur in den Fällen erlangen, in denen die gesellschafts­
vertragliche Klausel vom künftigen Recht abweicht, also bei­
spielsweise die Fortsetzung nur im Falle der Insolvenz eines 
Gesellschafters vorsicht, nicht aber bei dessen Tod. Ein weite­
res Beispiel für die Anwendung der Übergangsregelung ist 
§ 177 HGB. Da der Gesetzgeber plant, § 177 HGB zu strei­
chen2'J, würde beim Tod eines Kommanditisten die Gesell­
schaft mit den übrigen Gesellschaftern fortgesetzt. Nach bis­
herigC'1l1 RC'chr fällt <lC'r Gesellschaftsanteil an dessen Erben, 
während die Neuregelung dazu führen würde, dal~ nur noch 
das Abfindungsguthaben an die Erben übergeht. Sollte trotz 
der hieran geübten Kritik30 die geplante Abs~haffullg des 
§ 177 HGB in Kraft treten, käme insoweit der Ubergangsre­
gelung eine große praktische Bedeutung zu. 
Bei der BGB-Gescllschaft bleibt es dagegen bei der alten 
29 Art. 3 Nr. 36 HRcfG. 

lO K. ScbmiJt ZI P 1997, 909 (917). 

Rechtslage (§§ 727 Abs. 1, 736 Abs. 113GB), so daß die Fort­
selzungsklausel dort ihre Berechtigung behält . 
b) Die Aufläsungsklausel 
Die Neuregelung bedeutet, daß den ErbeIl beim Tod eines Ge­
sellschafters künftig nicht mehr die Mitgliedschaft (in der Li­
quidationsgesellschaft) zusteht, sondern nur noch ein An­
spruch auf das Abfindungsguthaben. Bevorzugen die Gesell 
schaftel' einer Personenhandelsgesellschaft oder KGaA bei 
Eintritt bestimmter Gründe statt des Ausscheidells des betrof­
fenen Geselbchafters die Auflösung der Gesellschaft, müssen 
sie dies im Wege der "Auflösungsldausel" regeln.l l. D.1ß eine 
solche gesellschaftsvertragliche Bestimmung zulässig ist, er­
gibt sich aus § 109 HGB. Der Gesetzgeber will mit der Re­
form die schon jetzt vorhandene Abdingbarkeit de.~ § 131 
HGß nicht ändern32 • 
Haben die Gesellschafter eine solche Regelung für den Fall 
des Todes eines Gesellschafters vorgesehen, tritt die Gesell­
schaft mit dem Tod in das Auflösungsstadium. Der Erbe oder 
die Erbengemeinschaft wird Mitglied der aufgelösten Gesell­
schaft. Die RechtsfolgeIl der Auflösungsklauscl entsprechen 
damit denjenigen, die mOllleman an den !;esctdichen Rei)clfall 
des § 131 NI'. 4 HGB geknüpft sind. 
c) Die Nachfolgeklauscl 
Der Wortlaut des § 139 HGB bleibt unverändert. Gleichwohl 
bewirkt die gepl.ullc Ncuregclullg cille l;rulldlq;clldt' Ände­
rung auch seiner Konzeption. Dadurch, daf~ der Gesetzgeber 
beim Tod eines Gesellschafters dessen AusscheideIl zum ge­
setzlichen Regclfall erhebt, geht - wie bereits erwähnt - die 
Mitgliedschaft nicht mehr auf die Erben über. Vielmehr steht 
diesen nur der Abfindungsanspruch zu, Will man erreichen, 
}I ßzw. rechtzeitig von Je!" gcschilJcnen Übcrganp!"cgclung in An. 41 
EGHGß Gebrauch machen. 
)1 Vgl. die Erwägungen des RefE ZIP 1996, 1485 (/488f.). 
-----------------------------------------------------------------------
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daß der oder die Erben Mitglied der Gesellschaft werden, ist 
eine Nachfolgeklausel im Gesellschaftsvertrag erforderlich. 
Angesichts der vom Rcformgesetzgeber in § 131 HGB n. F. 
angeordneten Unvererblichkeit der Mitgliedschaft verliert die 
Nachfolgeklausel eine I;unktion und gewinnt einiC neue. Sie 
verhindert nämlich nicht mehr die Auflösung der Gesell­
schaft. Statt dessen bewirkt sie, dal~ die Mitgliedschaft (und 
nicht nur der Abfindungsanspruch) überhaupt erst vererbJich 
wirdB . Nach der Reform des § 131 HGB wird die Beschrei­
bung der Nachfolgeklausel als "Vererblichstellung diCr Mit­
gliedschaft" also zutreffend :;ein. 
Bei der BGB-Gesellschaft bleibt es bei der alten Rechtslage. 
Die oben (BI.) gemachten Ausführungen zur dogmatischen 
Einordnung behalten ihre Gültigkeit. 
3. Zwischenergebnis 
Da die 11GB-Reform die Auflösung der BGB-Gesellschaft 
unverändert läßt, ändert sich die dogmatische Einordnung 
und Wirkungsweise der Fortsetzungs- und Nachfolgckl.wscl 
insoweit nicht, so dal~ die oben (IIl.) angestellten Erwägungen 
ihre Gültigkeit für die BGB-Gesellschaft behalten werden. 
Für die Personenhandclsgescllschaften und die KGaA hat 
die Neuregelung dagegen einschneidende Konsequenzen. Das 
Regclungsmodell kehrt sich um. Die Fortsetzungsklauscl 
wird dadurch entbehrlich, die Auflösungsklausel ist eine neue 
Option für die Gesellschafter. Die Neuregelung bewirkt 
außerdem, daß die Nachfolgeklausel eine neue Bedeutung er­
hält. Sie bewirkt, daß der Gesellschaftsanteil an einer Perso­
nenhandelsgesellschaft überhaupt erst vererblieh wird. 
Die Neuregclung des § 131 HGB wird nicht dazu führen, 
daß die Gesellschafter beim Abschluß des Gesellschaftsver­
trags die Auflösung der Gesellschaft gänzlich außer acht las­
sen können mit der Erwägung, das Gesetz treffe ja ausrei­
chend Vorsorge. Denn nach wie vor regelungs bedürftig iSl die 
Frage der Abfindung ausseheidender GescilschafterJ4• Trotz­
dem ist die Neuregelung zu begrüßen, da sie den Regelungs­
aufwand in Gesellschaftsverträgen erheblich reduziert und ei­
ne praxisnahe Lösung auch für die Fälle bietet, in denen die 
Gesellschafter keine Regelung getroffen haben. 
Nach der Reform würde das Drei-Stufen-Modell für den 
Fall des Todes eines Personenhandelsgesellschafters aussehen 
wie in der unten abgedruckten Tabelle. 
V. Zusammenfassung 
l. Portsetzungs- und Nachfolgeklauseln verhindern die Auf­
lösung der Gesellschaft beim Tod eines Gesellschafters und 
bereiten die Mitgliedschaft in einer Personengesellschaft auf 
den Erbfall vor. Ihre Wirkung läßt sich nur dann genau be­
schreiben, wenn man die Klauseln nicht isoliert betrachtet, 
sondern im Zusammenhang von gesetzlichem Regelfall und 
.ll1el1 denkbaren Modifikationen durch den Gcscllsch.lftsver­
trag. 
2. I~ortsetzungs- und Nachfolgeklauseln enthalten rein ge­
sellschaftsrcdnliche Regelungen. Diese gesellschaftsrechtliche 
Ebene ist strikt von der erbrechtlichen Frage des Übergangs 
der Rechtsstellung auf die Erben w trennen. Deshalb ist die 
Formulierung der herrschenden Meinung, die Nachfolgeklau­
sel stelle die Mitgliedschaft vererblieh, ungenau. Ebenso unge­
nau ist die Formulierung der Gegenansicht, die Nachfolge­
klausel beantworte nur das nOb" des Übergangs, das "Wie" 
entscheide sich nach Erbrecht. 
3. Innerhalb der gesellschaftsrechtlichen Ebene sind zwei 
Bereiche zu trennen, nämlich die nach dem Schicksal der Ge­
sellschaft und die nach dem Schicksal des Gesellschaftsanteils 
Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 
(gesellschaftsrechtliche Ebene) (gesellschaftsrechtliche Ebene) (erbrechtliche Ebene) 
Wirkung auf die Gesellschaft Wirkung auf die Gesellschafts­ eigentlicher Übergang 
anteile aller Gesellschafter 
ohne Klausel gesetzlicher Regclfall: Ausschluß aus der Gesell­ Abfindungsanspruch 
keine Auflösung schaft, Anwachsung bei übri­ geht kraft Erbrechts 
Gesellschaftern + Abfin­ über 
Auflösungs- Auflösung unverändert Mitgliedschaft geht 
klausel kraft Erbrechts über 
einfache Nach- gesetzlicher Regelfall: Mitgliedschaft vererblieh ge- Mitgliedschaft geht 
keine Auflösung stellt; Öffnung für Erben kraft Erbrechts über 
qualifizierte gesetzlicher Regelfall: Mitgliedschaft vererblieh ge- Mitgliedschaft geht 
Nachfolge­ keine Auflösung stellt; Öffnung für bestimmte kraft Erbrechts über 
klausel Erben, soweit Gesellschaftsver­
trag und Erbquotc überein· 
stimmen 
kombinierte gesetzlicher Regelfall: Mitgliedschaft(en) verändert Mitgliedschaft geht 
Nachfolge- und keine Auflösung und vererblieh gestellt; Öff­ kraft Erbrechts über 
l rmw.1ndl\1IlI~~­ 1H1Il1; für tH.'~limllll(.' Erhcll, ~o 
klausel Umwandlung in KG weit Gesellschaftsvertrag und 
Erbquote übereinstimmen 
--------------------­
Eintrittsklausel keine Auswirkungen Öffnung für bestimmte Mitgliedschaft wird 
Personen; Abwachsung bei kraft Rechtsgeschäfts 
übrigen Gesellschaftern erworben 
--­
l. Ebenso WcbcrlJacob ZRP 1997, 152 (155); Lamprt'Cbl ZIP 1997,917 
II So auch K. Schmidt, Gcscllschaftsrcchl (Fn, 3), S. lJ.3.3. (921 f.). 
20/1997 Sethe . Fortsetzungs- und Nachfolgeklauseln im Lichte der HGB-Reform 995 
des verstorbenen Gesellschafters. Erst das Zusammenspiel 
dieser beiden Bereiche beantwortet die Frage, welche Rechte 
genau auf die Erben kraft Erbrechts übergehen können. 
4. Der bislang geführte Meinungsstreit über die Einord­
nung der Nachfolgeklauscl beruht auf unterschiedlichen 
Perspektiven. Sachliche Unterschiede in den Vor,lUssetzun­
gen oder Rechtsfolgen lassen sich nicht fesmdlen. Den 
verschiedenen Typen der Nachfolgeklauseln und der Fort­
setzungsklausel liegt ein einheitlicher Regelungsansatz zu­
grunde. 
5. Das geplante Handelsrechtsreformgesetz regelt die Auf­
lösung der Personenhandclsgescllschaften und der KGaA neu. 
Fonsetzungsklauscln sind künftig entbehrlich. Wollen die 
Gesellschafter statt des Ausschcidens eines Gesellschafters die 
Auflösung, müsscn sie eine Auflösunt;skl.lUsci in den Gesell­
schaftsvertrag aufnehmen. Die Ncuregclung wird dazu 
führen, daß mit einer Nachfolgeklausel die kraft Gesetzes un­
vererbliehe Mitgliedschaft vererblich geslCllt wird. 
6. Da das Handclsrechtsreformgesetz d.ls Regclungsmodell 
der Auflösung einer BGB-Gesellschaft unberührt lälh, behal­
ten die gefundenen Ergebnisse (N rn. I bis 4) insoweit auch 
nach der Reform ihre Gültigkeit. 
Besprechungsaufsatz 
Professor Dr. Ellen Schlüchter, Dr. Gunnar Duttge und Gerhard Klumpe, Bochum 
Verjährung eines tatbestandlichen Handlungskomplexes aln Beispiel 
geheimdienstlieher Agententätigkeit 
Zunehmend beklagt die Rechtslehre eine Begriffsverwir­
rung des BGH in seinen Entscheidungen zu Konkurrenzfra­
gen. Schon aus diesem Grund ist dem 3. Strafsenat* zu dan­
ken für seine zutreffende Erkenntnis, daß der Tatbestand 
der geheimdienstlichen Agententätigkeit nicht als Dauer­
delikt aufgefaßt werden kann. Anstelle dessen handelt es 
sich hierbei als Sonderform der tatbestandlichen Hand­
lungseinheit um einen Fall des tatbestand lichen Handlungs­
komplexes. Dieser verbindet die einzelnen fortlaufenden 
Zuwiderhandlungen zu einer Tat. Sie unterliegt der Ver­
jährung. soweit sie vom Zeitpunkt des ersten zur Ver­
jährungsunterbrechung führenden Aktes länger als die 
doppelte Verjährungsfrist zurückliegt. Dies ergibt sich zwar 
nicht aus den ausdrücklich geschriebenen Verjährungsre­
geln, wohl aber aus dem mit diesem Institut verfolgten An­
liegen. das eine teleologische Extension des § 7Sc Abs. 3 S.2 
StGB erforderlich werden läßt. 
I. Erforderliche Präzisierungen nach 
BGH(GS)St 40, 138 
Dic fortgesetzte Handlung mag in ihren Rechtsfolgcn und 
vermchrt in ihren Voraussetzungen an Rechtssichcrheit zu 
wünschen übrig gelassen haben. Seit sie abcr dcr Große Straf­
senat dcs BGN durch Beschluß'vom 3. 5. 19941 jedenfalls im 
Ergebnis abgeschafft hat,2 ist eine r;üllc der bisher in der 
"Mehrzweckhalle" der fortgesetzten Handlung angesiedelten 
Erscheinungsformen der Rcchtswirklichkeit obdachlos ge­
worden. Dic hierfür a.nstelle dessen diskutierten figuren der 
natürlichen Handlungseinheit3 und der Scriel1straftat4 könncn 
,. ZUJ.:lcich eine BesprccllUn~ von aGH, Urteil v. 26.2. 1997 - 3 StR 
~lJ/%,JZ 1')')7, 1014 (in dies<;mllelt). 
I ßGH(GS)SI2 u. 3/93 =BGHSt 40, 138ff. =JZ 1994. 1016ff. 
2 So die zutreffende !kurteilung etwa durch Mcycr-Goßllcr im Vor­
wort zur 41. Auflage des "Kleinknecht/Meyer-GoISncr"; zum gleichen Er­
gebnis kommt Gcppcrt NStZ 1996,57,59.' 
) Vgl. zur Mögliehk.eit der Substituic.r;lI1g des Fometwngswsammcn­
hang. durch d,eses lnsmut Bohnert NStZ 1995,460,461; trotz. "Bauch­
schmerz.en" will auch GCl'pcrt NStZ 1996,57,61 in "besonders gelagerten 
Fällen" hisherigc bllgruppen der fongesetzten T.n zur natürlichen Hand­
lungseinheit z.usJllllllcnfasscn. 
; V~1. dazu Schliichter, in: Systematischer Kommentar zur StPO und 
Will GVG (SK/StPO). Stand: 15. Aufbau-/Erg.Lfg. (März 1996), §264 
allcnfalls als Barackcn angesehen werden, die der Rednssi­
cherheit noch weit weniger gcnügen als die fortgesetzte 
Handlung. So verwundcrt es nicht, ..laG die Rechtslehre eine 
Begriffsverwirrung der Rechtsprechung in den Entscheidun­
gen zu Konkurrcnzfragen beklagt.s Um so mehr ist es zu be­
grügen, dag sowohl der BGH als a.uch die Oberlandesgerich­
te in Teilbereichen begrüfknswertc Aufbauarbeit leisten.b 
Hierzu gehört die Entscheidung des 3. Strafsenats vom 26.2. 
1997.7 Sie bctrifft, bczogen auf eincn hll geheimdienstlicher 
Agelllentätigkeit (nähcr u. 11. 1.), sowohl KonkurrenzfrageIl 
(11. 2.) als auch deren vor dcm Hintergrund gerade der EI1l­
scheidung dcs GroBen Str,tfsenats besondcrs bcdcutsilmc Aus­
wirkungen ;lUf die Verjährung (11. 3.). 
11. Begrenzte Wechselwirkung zwischen 
tatbestandlicher Handlungscinheit und Verjährung 
1. Sachverhalt und tragende Entscheidungsgründe 
Die Frage der Strafverfolgungsverjährung findet sich wieder 
verstärkt im Blickpunkt des interesscs, seit die Justiz der Bun­
desrepublik Deutschland (oftmals längere Zeit zurücklicgen­
dc) Straftaten zu verfolgen hat, dic im Auftrag des Regimcs 
der ehemaligen DDR begangen wurdcn. Um hiervon nicht 
"systel11tragendc Reclnsbrüche"R ausnehmcn zu müssen, hat 
der Gcsctzgeber il1l J.lhrc 1993 mit Art. I des I. Verjährungs­
gesetzcs" für den Zcitraum vom 11. 10. 1949 bis 02.10. 1990 
Rn. 21. § 267 Rn. 20; SdJlücbtcrlDuttgc NStZ 1996. 457,466 und Klul1lpc, 
Slrafprozessualc Probleme der Sericnstrahat (in Vorbereitung), Hauptteil, 
1. Kapitel, m.w.N zur neucn Rspr. des BCH. 
S S" etwa Gci,lcrJura 1995,74,80; DCto 1K %, StGB § 223bl2; Wolf>­
lasllScbmeis>IIcr JR 19%,338,339: "Etikcttcnschwindcl". sowie cl)<!., Fn. 
13: "uneinhcitlichc Tcrl11inoloJ.\ic". 
6 VJ.\1. etW.1 IJCIl, IR.IO, 1')95 3 Stil. .124/')4 NStZ 1')%, 147H. (I.U 
1'.llcn WbCSl.lI,Jlid,cr 11.II,dlulIg~cillloci!) ullJ IIdY0f.,l.(; N,IW 1')').\, 
2303 und MDR 1995, 190 (kein Auswei~hcn auf die natürliche Hand­
IUIlJ.\scinheit). 
7 BG/11Z 1997, 1014 (in dicsem Heft). 
R Art. I dcs l. Vcrjdhrungsgcsetzes bezieht sich auf ~Taten, die 
w:ihrend der Herrschaft des SED-UnrechtsrcJ.\illlcs begangen wurden, 
aber ent~prcchend dem ausdrücklichen oder mutmaiSlichen Willen der 
SUats- und I'arteiführun~ der ehemaligen Deutschen DCl11ok.r.llischen Re­
!,ublik ,IUS politischeIl oder SOllSt mit wesentlichen Grundsätl.cn einer frei­,citlichcn rcchtssta.ulichen Oninullg Ullvcreillb.uen Gründen nicht ge­
ahndet worden sind", 
y 13GUI.I, 3'J2. 
